
Mit dem Fremden-
rechtsänderungsge-
setz 2017 (FrÄG

2017) wurden das Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsgesetz
(NAG), das Fremdenpolizei-
gesetz 2005 (FPG), das Asyl-
gesetz 2005 (AsylG 2005),
das BFA-Verfahrensgesetz
(BFA-VG), das Grundver-
sorgungsgesetz-Bund 2005
(GVG-B 2005) und das
Grenzkontrollgesetz (Gre-
koG) geändert. Die Vorga-
ben zweier EU-Richtlinien –
Saisonier-Richtlinie (2014/
36/EU) und ICT-Richtlinie
(2014/66/EU) – wurden in
nationales Recht umgesetzt
und es gab Anpassungen an
die Judikatur des Verwal-
tungsgerichtshofes (VwGH).

Darüber hinaus wurde den
Anforderungen und Bedürf-
nissen aus der Vollzugspra-
xis Rechnung getragen.

Kernstück der Novelle
bilden jene Neuerungen, die
vor dem Hintergrund des im
Jänner 2017 beschlossenen
Arbeitsprogramms der Bun-
desregierung für die Jahre
2017 und 2018 ergingen und
die im Wesentlichen der Ver-
fahrensökonomie dienen so-
wie eine effizientere Durch-
setzung der Ausreisever-
pflichtung von unrechtmäßig
im Bundesgebiet aufhältigen
Fremden bezwecken. Dazu
zählen die Einführung orts-
bindender Maßnahmen wäh-
rend und nach rechtskräfti-
gem Abschluss des Asylver-

fahrens, die Förderung der
Rückkehrberatung und damit
einhergehend der freiwilligen
Ausreise, die Ausdehnung
der maximalen Dauer der
Schubhaft auf 18 Monate in
bestimmten Ausnahmefällen,
die Erweiterung der Mitwir-
kungspflichten für Fremde
während des Verfahrens so-
wie die Schaffung neuer Ver-
waltungsstraftatbestände.

Wohnsitzbeschränkung
und Anordnung der Unter-
kunftnahme. Asylwerbern ist
es nach § 15c AsylG 2005
untersagt, ihren Wohnsitz
oder – in Ermangelung eines
solchen – ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt außerhalb
des Bundeslandes zu begrün-

den, das ihnen Leistungen
nach der Grundversorgungs-
vereinbarung gewährt. Die
Wohnsitzbeschränkung gilt
ex lege ab der Aufnahme des
Asylwerbers in die Grund-
versorgung und besteht
grundsätzlich bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung über
den Asylantrag. Mit dieser
Bestimmung will der Gesetz-
geber der in der Praxis bisher
gängigen eigenmächtigen
Verlegung des Wohnsitzes
oder des gewöhnlichen Auf-
enthaltes durch Asylwerber
in ein anderes als das für de-
ren Grundversorgung zustän-
dige Bundesland und den da-
durch verursachten Verfah-
rensverzögerungen Einhalt
gebieten.
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Flüchtlinge 2015 im Wiener Westbahnhof: Mit dem Fremdenrechtsänderungsgesetz 2017 wurde unter anderem eine Wohnsitz-
beschränkung für Asylwerber beschlossen, um Verfahrensverzögerungen zu verhindern.

Fremdenrechtsänderungsgesetz
Mit 1. Oktober bzw. 1. November 2017 ist das umfangreiche Fremdenrechtsänderungsgesetz 2017

(FrÄG 2017) in Kraft getreten.



In engem Zusammenhang
mit der Wohnsitzbeschrän-
kung steht der neue § 15b
AsylG 2005, nach dem für
das Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl (BFA) die
Möglichkeit besteht, einem
Asylwerber im laufenden
Verfahren aus bestimmten
Gründen aufzutragen, in ei-
nem von der für die Grund-
versorgung zuständigen Ge-
bietskörperschaft bestimmten
Quartier Unterkunft zu neh-
men. Eine solche Anordnung
kann aus Gründen des öffent-
lichen Interesses, der öffent-
lichen Ordnung oder der zü-
gigen Bearbeitung und wirk-
samen Überwachung des
Asylantrages ergehen. Die
Anordnung der Unterkunft-
nahme kann in jenen Fällen
ergehen, in denen sie der
Verfahrensökonomie dien-
lich ist oder die Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ord-
nung als gefährdet angesehen
werden kann. Wesentlich ist,
dass der Anordnung der Un-
terkunftnahme eine individu-
elle Prüfung vorauszugehen
hat und sie somit nicht pau-
schal gegenüber sämtlichen
im Verfahren befindlichen
Asylwerbern ergehen darf.

Wohnsitzauflage und Ge-
bietsbeschränkung. Das
BFA hat nun die Möglich-
keit, gemäß § 57 FPG einem
Fremden bei Vorliegen einer
rechtskräftigen Rückkehrent-
scheidung – sofern es sich
nicht um einen Fall der Dul-
dung (§ 46a FPG) handelt –
mit Bescheid aufzutragen,
bis zur Ausreise in einem
vom BFA bestimmten Quar-
tier des Bundes Unterkunft
zu nehmen. Bei dieser
Wohnsitzauflage gemäß § 57
FPG handelt es sich in zeitli-
cher Hinsicht um ein An-
schlussstück zur Anordnung
der Unterkunftnahme nach §
15b AsylG 2005.

Das Gesetz stellt dabei
auf zwei Fallkonstellationen
ab, in denen die Anordnung
einer solchen Auflage aus-
schließlich möglich ist: Fälle,

in denen dem Fremden auf-
grund der von ihm ausgehen-
den Gefährdung der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit
keine Frist zur freiwilligen
Ausreise gewährt wurde, und
Fälle, in denen der Fremde
seiner Ausreiseverpflichtung
während der ihm gewährten
Frist nicht freiwillig nachge-
kommen ist und bestimmte
Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass er dieser
weiterhin nicht nachkommen
wird. Bei dem vom BFA zu
bestimmenden Quartier han-
delt es sich um eine Betreu-
ungseinrichtung des Bundes,
in der Fremde nach rechts-
kräftigem Abschluss ihres
Asylverfahrens bis zu ihrer
tatsächlichen Ausreise ver-
sorgt werden und in der eine
Rückkehrberatung und -vor-
bereitung erfolgen soll. 

Mit der Unterkunftnahme
in einer solchen Betreuungs-
einrichtung geht ex lege eine
Gebietsbeschränkung (§ 52a
FPG) einher, die dem Frem-
den den Aufenthalt außer-
halb des Gebiets der Bezirks-
verwaltungsbehörde, in dem
sich die Betreuungseinrich-
tung befindet, grundsätzlich
untersagt. Die Gebietsbe-
schränkung besteht, solange
dem Fremden die Versor-
gung zur Verfügung gestellt
wird, längstens jedoch bis zu
dessen Ausreise.

Verwaltungsstrafbestim-
mungen. Die Missachtung ei-
ner der neuen ortsbindenden
Maßnahmen des § 15c
AsylG 2005 (Wohnsitzbe-
schränkung), des § 15b
AsylG 2005 (Anordnung der
Unterkunftnahme), des § 52a
FPG (Gebietsbeschränkung)
sowie des § 57 FPG (Wohn-
sitzauflage) ist eine Verwal-
tungsübertretung gemäß dem
neu geschaffenen § 121 Abs.
1a FPG, die mit Geldstrafe
von 100 bis zu 1.000 Euro
und im Fall ihrer Unein-
bringlichkeit mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Wochen
geahndet wird. Um die Ver-
waltungsübertretung nach §

121 Abs. 1a FPG ahnden zu
können, ermächtigt der neue
§ 39 Abs. 1 Z 3 FPG die Or-
gane des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes zur Festnahme
und Vorführung des Frem-
den vor die zuständige Lan-
despolizeidirektion. 

Die Verletzung der orts-
bindenden Maßnahmen kann
darüber hinaus gemäß § 76
Abs. 3 Z 8 FPG auch bei der
Anordnung der Schubhaft ei-
ne Rolle spielen.

In den Fällen der rechts-
widrigen Einreise und des
rechtswidrigen Aufenthalts
eines Fremden im Bundesge-
biet, die bereits nach gelten-
der Rechtslage eine Verwal-
tungsübertretung darstellen,
wurden zudem für qualifi-
zierte Sachverhalte (Einreise
trotz Bestehens eines Einrei-
severbots, mangelnde Aus-
reisebereitschaft trotz Inan-
spruchnahme eines Rück-
kehrberatungsgesprächs) ei-
gene Straftatbestände mit er-
höhtem Strafrahmen geschaf-
fen. Für diese Verwaltungs-
übertretungen ist eine Geld-
strafe von 5.000 bis 15.000
Euro und im Fall ihrer Un-
einbringlichkeit eine Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Wo-
chen vorgesehen (§ 120 Abs.
1b und 1c FPG). 

Unterbrechung des Straf-
vollzugs. Mit § 122a FPG
wurde die Möglichkeit ge-
schaffen, den Vollzug einer
Freiheitsstrafe oder Ersatz-
freiheitsstrafe, die aufgrund
einer Verwaltungsübertre-
tung nach §§ 120 und 121
FPG verbüßt wird, zum
Zweck der Ausreise aus dem
Bundesgebiet zu unterbre-
chen. Die Unterbrechung des
Strafvollzugs soll sowohl bei
der zwangsweisen Außerlan-
desbringung (Abschiebung)
als auch bei der freiwilligen
Ausreise möglich sein. In
beiden Fällen dürfen der
Ausreise keine rechtlichen
Gründe entgegenstehen. Die
Neubestimmung soll nicht
nur die Rückkehr von ausrei-
sepflichtigen Fremden for-

cieren, sondern – durch die
mit der Unterbrechung ver-
bundene Verringerung der
Ausgaben für den Strafvoll-
zug – auch zu einer Entlas-
tung des Staatshaushaltes
beitragen.

Mitwirkungspflicht. In §
46 Abs. 2 FPG wurde eine
Mitwirkungsverpflichtung
eingeführt, nach der es dem
Fremden obliegt, aus Eige-
nem ein Reisedokument bei
der für ihn zuständigen aus-
ländischen Vertretungsbe-
hörde zu besorgen und ge-
genüber dieser Behörde alle
zu diesem Zweck erforderli-
chen Handlungen zu setzen.
Dem BFA ist es jedoch wei-
terhin unbenommen, eine für
die Abschiebung des Frem-
den erforderliche Bewilli-
gung (insbesondere ein
Heimreisezertifikat) von der
zuständigen ausländischen
Vertretungsbehörde selbst
einzuholen oder ein Reisedo-
kument für die Rückführung
auszustellen (§ 46 Abs. 2a
FPG). Der Fremde hat wei-
terhin an den in diesem Zu-
sammenhang vom BFA ge-
setzten Amtshandlungen mit-
zuwirken. Es liegt im Ermes-
sen des BFA, dem Fremden
die Pflicht zur eigenständi-
gen Beschaffung des für die
Ausreise erforderlichen Rei-
sedokumentes gemäß § 46
Abs. 2 FPG aufzuerlegen
oder selbst im Sinne des § 46
Abs. 2a FPG tätig zu werden.
Im Falle der Nichtbeachtung
der mittels Bescheid aufer-
legten Pflichten gemäß § 46
Abs. 2 und 2a FPG können
gegenüber dem Fremden
Zwangsstrafen nach dem
Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz (VVG) verhängt wer-
den – insbesondere Beuge-
haft gemäß § 5 VVG.
Kommt der Fremde der ihm
auferlegten Mitwirkungs-
pflicht nicht nach, besteht
aufgrund der neuen Ziffer 1a
des § 76 Abs. 3 FPG die
Möglichkeit der (nachträgli-
chen) Anordnung der Schub-
haft. 
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Schubhaft. Bisher waren
im Regelungssystem der
Schubhaft (§§ 76 ff FPG) ei-
nerseits die Dauer einer
durchgehenden Schubhaft
und andererseits die Durch-
rechnungszeiträume zu be-
achten. Konnte eine Abschie-
bung innerhalb der zulässi-
gen Dauer nicht durchgeführt
werden und lag weiterhin ein
Sicherungsbedarf vor, konnte
die Schubhaft unter be-
stimmten Voraussetzungen
auf maximal zehn Monate in-
nerhalb eines Zeitraums von
18 Monaten verlängert wer-
den. Da unter anderem die
Beschaffung der für eine Au-
ßerlandesbringung notwendi-
gen Bewilligungen unter-
schiedlich lange Zeit in An-
spruch nehmen kann, führte
dies in der bisherigen Praxis
regelmäßig dazu, dass die
Schubhaft aufzuheben war,
weil die Maximaldauer der
Schubhaft bereits erreicht
war, obwohl der Sicherungs-
bedarf nach wie vor gegeben
war. In § 80 FPG wurde nun
einerseits die grundsätzliche
Dauer der Schubhaft im Falle
von mündigen Minderjähri-
gen von zwei auf drei Mona-
te und von Fremden, die das
18. Lebensjahr vollendet ha-
ben, von vier auf sechs Mo-
nate angehoben und anderer-
seits die Systematik der
Durchrechnungszeiträume
beseitigt. Weiters wurde das
nach der Rückführungs-
Richtlinie (2008/115/EG)
mögliche Höchstmaß der
Schubhaft auf 18 Monate
(statt wie bisher zehn Mona-
te) für bestimmte Ausnahme-
fälle angehoben.

Raschere Asylaberken-
nung. Die Neuregelung des §
7 Abs. 2 AsylG 2005 sieht
vor, dass künftig bei Vorlie-
gen bestimmter strafrechtli-
cher Tatbestände (rechtskräf-
tige strafgerichtliche Verur-
teilung wegen eines schwe-
ren Verbrechens; Anklageer-
hebung wegen einer gericht-
lich strafbaren Handlung, die
nur vorsätzlich begangen

werden kann; Verhängung
von Untersuchungshaft; Be-
tretung bei der Begehung ei-
nes Verbrechens auf frischer
Tat) ein Verfahren zur Aber-
kennung des Status des Asyl-
berechtigten, bei Erfüllung
der sonstigen Voraussetzun-
gen, einzuleiten und dieses
beschleunigt – nach Mög-
lichkeit binnen eines Monats
– zu führen ist. Die vorgese-
hene Ein-Monats-Frist, in-
nerhalb der das Asylaberken-
nungsverfahren abzuschlie-
ßen ist, soll nur dann maß-
geblich sein, wenn bis zu de-
ren Ablauf der entschei-
dungsrelevante Sachverhalt
feststeht; eine Aberkennung
kann somit auch nach Ablauf
der Frist erfolgen. Die Neu-
regelung ist rein verfahrens-
rechtlicher Natur – neue Ab-
erkennungstatbestände wer-
den nicht geschaffen. Neu ist
die beschleunigte Verfah-
rensführung in Fällen, in de-
nen ein besonderes öffentli-
ches Interesse an einer sol-
chen gegeben ist.

Befehls- und Zwangsge-
walt. In § 9 Abs. 3a GVG-B
2005 wurde für die Organe
der Betreuungseinrichtungen
des Bundes eine Ermächti-
gung zur Ausübung von Be-
fehls- und Zwangsgewalt im

Rahmen der ihnen einge-
räumten Befugnisse einge-
führt. Diese umfasst die
Überwachung und Einhal-
tung der Betreuungseinrich-
tungen-Betretungsverord-
nung 2005 – BEBV (§ 5
Abs. 1 GVG-B 2005) sowie
der Hausordnung gemäß § 5
Abs. 3 GVG-B 2005. Die
Organe sind nunmehr er-
mächtigt, Personen am unbe-
fugten Betreten einer Betreu-
ungseinrichtung des Bundes
zu hindern bzw. Personen,
die eine solche Betreuungs-
einrichtung unbefugt betreten
haben, von dieser zu weisen,
sowie Personen, die eine Be-
treuungseinrichtung des Bun-
des betreten haben oder dies
beabsichtigen, einer Kontrol-
le hinsichtlich der Mitfüh-
rung von Gegenständen, die
gemäß der Hausordnung un-
tersagt sind, zu unterziehen. 

Durch diese Ermächti-
gung zur Ausübung von Be-
fehls- und Zwangsgewalt
müssen die Organe der Be-
treuungseinrichtungen des
Bundes in der Praxis in die-
sen Situationen nun nicht
mehr das Eintreffen der Or-
gane des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes abwarten, die
diese bei der Vollziehung der
BEBV und der Hausordnung
unterstützen.

Ausschluss aus der Not-
versorgung. Gemäß § 2 Abs.
7 GVG-B 2005 verlieren
Fremde ohne Aufenthalts-
recht im Falle der Aberken-
nung der aufschiebenden
Wirkung einer Beschwerde
den Anspruch auf Grundver-
sorgung, sofern das Bundes-
verwaltungsgericht die auf-
schiebende Wirkung nicht
zuerkennt. Im Falle der Mit-
wirkung des Fremden an der
freiwilligen Ausreise lebt der
verloren gegangene An-
spruch auf Grundversorgung
jedoch wieder auf und be-
steht während der Dauer der
Mitwirkung bis zum Zeit-
punkt der freiwilligen Aus-
reise weiter. 

Der letzte Satz des § 2
Abs. 7 GVG-B 2005 entfiel.
Er sah vor, dass im Falle ei-
nes Verlustes des Grundver-
sorgungsanspruches jeden-
falls eine Notversorgung im
Sinne der Aufnahme-Richtli-
nie (2013/33/EU) zu gewähr-
leisten war. Dadurch wird
das nationale Recht mit den
Vorgaben der Aufnahme-
Richtlinie in Einklang ge-
bracht. Diese Richtlinie ist
gemäß deren Art. 3 Abs. 1
nur auf Asylantragsteller an-
wendbar, solange sie im Ho-
heitsgebiet eines EU-Mit-
gliedstaates verbleiben dür-
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Sicherung der Abschiebung: Die Höchstdauer der Schubhaft wurde mit dem FrÄG angehoben.



fen. Auf die von § 2 Abs. 7
GVG-B 2005 erfasste Ziel-
gruppe (Fremde, denen kein
Aufenthaltsrecht zukommt
und die keiner Duldung im
Sinne des § 46a FPG unter-
liegen) ist die Aufnahme-
Richtlinie daher nicht an-
wendbar. 

Der Grundsatz, dass ein
gemäß § 2 Abs. 7 GVG-B
2005 verloren gegangener
Anspruch auf Grundversor-
gung bei Mitwirkung an der
freiwilligen Ausreise wieder
auflebt, bleibt durch die Neu-
fassung unberührt.

Gemeinnützige Tätigkei-
ten. Der bisher in § 7 GVG-
B 2005 vorgesehene Träger-
kreis (Bund, Länder, Ge-
meinden), für den Asylwer-
ber gemeinnützige Tätigkei-
ten erbringen können, wurde
um Gemeindeverbände, Or-
ganisationen, die unter dem
bestimmenden Einfluss einer
Gebietskörperschaft oder ei-
nes Gemeindeverbandes ste-
hen, sowie Nichtregierungs-
organisation erweitert.

Visa und Saisonier-Richtli-
nie. In Umsetzung der Saiso-
nier-Richtlinie wurden im
FPG die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt
zum Zweck einer Beschäfti-
gung als Saisonarbeitnehmer
(Saisonier) angepasst und es
wurde insbesondere in § 20
Abs. 1 Z 9 FPG ein eigenes
„Visum für Saisoniers“ mit
einer Gültigkeitsdauer von
bis zu neun Monaten ge-
schaffen. Bisher erfolgte die
Bewilligung zur Ausübung
einer saisonabhängigen Tä-
tigkeit (und einer damit ein-
hergehenden Sicherheits-
überprüfung) für visum-
pflichtige Drittstaatsangehö-
rige im Rahmen eines Vi-
sumverfahrens und für vis-
umbefreite Drittstaatsange-
hörige in Form einer Unbe-
denklichkeitsbescheinigung.
Nach den Vorgaben der Sai-
sonier-Richtlinie hatte die
Unbedenklichkeitsbescheini-
gung zu entfallen, weshalb

auch im Falle eines visumbe-
freiten Drittstaatsangehöri-
gen, ein Visum (C oder D, je
nach geplanter Aufenthalts-
dauer) erforderlich ist. Die
einmalige Verlängerung sol-
cher Saisonier-Visa ist bei
den Landespolizeidirektio-
nen – und somit vom Inland
aus – möglich.

ICT-Richtlinie. Wesentli-
che Neuerungen im NAG
stehen in Zusammenhang mit
der Umsetzung der ICT-
Richtlinie (ICT = Intra-cor-
porate Transfer). Zu diesem
Zweck wurden im NAG zwei
neue Aufenthaltstitel einge-
führt: die Aufenthaltsbewilli-
gung ICT gemäß § 58 NAG
und die Aufenthaltsbewilli-
gung mobile ICT gemäß §
58a NAG. Diese Aufent-
haltsbewilligungen sind für
Drittstaatsangehörige vorge-
sehen, die in einem multina-
tionalen Unternehmen tätig
sind, das außerhalb der EU
ansässig ist. Verfügt dieses
Unternehmen über eine Nie-
derlassung in einem Mit-
gliedstaat der EU, darf sich
der Drittstaatsangehörige –
sofern er bei diesem Unter-
nehmen als Führungskraft,
Spezialist oder Trainee tätig
ist – mit einer Aufenthaltsbe-
willigung für unternehmens-
intern transferierte Arbeit-
nehmer (ICT) in diesem Mit-
gliedstaat aufhalten und ar-
beiten. Die Aufenthaltsbe-
willigung wird für ein Jahr
erteilt und kann für eine Füh-
rungskraft oder einen Spezia-
listen im Inland bis zu einer
Gesamtaufenthaltsdauer von

maximal drei Jahren verlän-
gert werden.

Verfügt ein Drittstaatsan-
gehöriger bereits über eine
Aufenthaltsbewilligung ICT
eines Mitgliedstaats, kann er
auf Basis der vom ersten
Mitgliedstaat ausgestellten
Aufenthaltsbewilligung ICT
für bis zu 90 Tage auch in ei-
nem Unternehmensteil einge-
setzt werden, der sich in ei-
nem anderen Mitgliedstaat
der EU befindet. Weitere
Einreise-/Aufenthalts- und
Arbeitsbewilligungen sind
nicht erforderlich. Soll der
Drittstaatsangehörige, der
über eine Aufenthaltsbewilli-
gung ICT eines anderen Mit-
gliedstaates verfügt, für mehr
als 90 Tage in einem Unter-
nehmensteil in Österreich
eingesetzt werden, ist die Be-
antragung einer Aufenthalts-
bewilligung für mobile un-
ternehmensintern transferier-
te Arbeitnehmer (mobile
ICT) erforderlich. Nach Ab-
lauf der Gesamtaufenthalts-
dauer ist der Drittstaatsange-
hörige zur Ausreise aus dem
Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten verpflichtet. Eine
neuerliche Beantragung eines
Aufenthaltstitels als unter-
nehmensintern transferierter
Arbeitnehmer ist frühestens
nach Ablauf von vier Mona-
ten Aufenthalt außerhalb der
EU zulässig.

Überleitung von Aufent-
halts- in Niederlassungsbe-
willigungen. Für Künstler
waren Aufenthaltsberechti-
gungen bisher nicht als Nie-
derlassungsbewilligungen,
sondern als Aufenthaltsbe-
willigungen ausgestaltet. Der
rechtmäßige Aufenthalt auf-
grund einer Aufenthaltsbe-
willigung gilt nicht als Nie-
derlassung im Sinne des
NAG; ein direkter Umstieg
von einer Aufenthaltsbewilli-
gung – auch nach mehreren
Jahren des rechtmäßigen
Aufenthalts aufgrund einer
solchen Aufenthaltsbewilli-
gung – auf einen Dauerauf-
enthaltstitel war nach bishe-

riger Rechtslage nicht mög-
lich. Nach der jüngsten
Rechtsprechung des VwGH
hindere eine solche Aufent-
haltsbewilligung für Künstler
den Drittstaatsangehörigen
jedoch nicht daran, langfris-
tig ansässig zu sein. Unter
Beibehaltung der bisherigen
Systematik und in Einklang
mit der Daueraufenthalts-
Richtlinie (2003/109/EG)
wurden daher im NAG die
Aufenthaltsbewilligungen
„Künstler“, „Forscher“ und
„Sonderfälle unselbstständi-
ger Erwerbstätigkeit“ (deren
Aufenthalt per se nicht nur
vorübergehender Natur ist)
in Niederlassungsbewilligun-
gen (§§ 43a bis 43c NAG)
übergeleitet.

Als Folge der zu erteilen-
den Daueraufenthaltstitel
sind für diese Personengrup-
pe aufgrund der Dauerauf-
enthaltsperspektive nun auch
grundsätzlich als Vorausset-
zungen „Deutsch vor Zuzug“
und die Erfüllung der Inte-
grationsvereinbarung – nun-
mehr nach den Bestimmun-
gen des Integrationsgesetzes,
BGBl. I Nr. 68/2017 – ver-
pflichtend.

Rot-Weiß-Rot-Karte und
Start-up-Unternehmen. In
Übereinstimmung mit dem
im Beschluss der Bundesre-
gierung im Ministerrat vom
5. Juli 2016 enthaltenen
Maßnahmenpaket zur Stär-
kung der Start-up-Unterneh-
men in Österreich wurden
die Voraussetzungen für die
Zulassung von Gründern sol-
cher Unternehmen verbes-
sert. Gründer von Start-up-
Unternehmen werden nun-
mehr als qualifizierte Zu-
wanderer in das bestehende
System der kriteriengeleite-
ten Zuwanderung im Rege-
lungsbereich der „Rot-Weiß-
Rot-Karte“ in § 41 NAG auf-
genommen. Weiters wurde
die Gültigkeitsdauer der
„Rot-Weiß-Rot – Karte“ von
zwölf auf 24 Monate verlän-
gert.
Viola Kainz/Martina Krisper

86 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 11-12/17

FO
TO
: V

W
GH

F R E M D E N R E C H T

Verwaltungsgerichtshof: Mit
dem FrÄG 2017 erfolgten
auch Anpassungen an die
Judikatur des VwGH.


